


Kraftprobe mit der Sozialreaktion
Zahlreiche Lohn- und Gehaltstarife wurden gekündigt
Größte Tarifbewegung steht in der Metallwirtschaft bevor

Zum Jahreswechsel sind von mehreren Gewerkschaften in der Bundesrepublik
die Lohn- und Gehaltstarife gekündigt worden. Eine Anzahl Wirtschaftsbranchen
mit Millionen Arbeitnehmern werden davon berührt. Die Unternehmerverbände,
Regierungssprecher und die Publikationsmittel, die von ihnen beeinflußt werden,
putschen die Öffentlichkeit gegen die Gewerkschaften und deren Forderungen
auf. Schon wurde das Stichwort „Lohnstopp" in die Debatte geworfen, ohne daß
die gleichen Kreise etwa einen Stopp bei der Rücknahme der Wahlversprechen
oder gar bei der Preiswelle gefordert hätten.

Bei den gewerkschaftlichen Tarifkün-
digungen handelt es sich keineswegs
um einen „Racheakt" an der wortbrü-
chigen Regierung oder an den preis-
treibenden, gewinnsüchtigen Unter-
nehmern, sondern um die Wahrneh-
mung von zum größten Teil vor mehr
als Jahresfrist vereinbarten Terminen.
Angesichts der sozialreaktionären
Welle und derbeinahe uferlosen Teue-
rung, die so prompt nach den Wahlen
über das Land rollt, ist diese Wahr-
nehmung der Kündigungstermine im
Interesse der Arbeitnehmer unerläß-
lich geworden.

Die größte Lohnbewegung, die al-
lein rund 3,3 Millionen Beschäftigte
erfaßt, steht in der metallverarbei-
tenden Industrie bevor. Nachdem
der Hauptvorstand der IG Metall
am 23. November beschlossen
hatte, Tarifkündigungen zum 31.De-
zember zuzustimmen, haben in-
zwischen alle Bezirke — mit Aus-
nahme von Bayern, wo die Ver-
träge erst drei Monate später aus-
laufen, — ihre Forderungen ange-
meldet: Erhöhung der Löhne und
Gehälter ab 1. Januar 1966 um
9 Prozent.

Die scharf ablehnenden Stellungnah-
men der metallwirtschaftlichen Unter-
nehmerverbände lassen schon jetzt
eine harte Verhandlungsrunde erken-
nen, die auf seifen der Metallarbeiter
eine aktive und entschlossene Unter-
stützung ihrer Gewerkschaft erfordern
wird. Die IG Metall hat ihrerseits deut-
lich gemacht, daß ihre Forderung „an
der untersten Grenze" der Orientie-
rung an Produktivitätszuwachs und
Preissteigerung liege und damit prak-
tisch eine Bereitschaft zum Maßhalten
demonstriere. Mit anderen Worten:
die IG Metall ist entschlossen, diese
von volkswirtschaftlicher Verantwor-
tung getragene 9-Prozent-Forderung
auch in vollem Umfang zu realisieren.

Die Industriegewerkschaft Chemie-Pa-
pier - Keramik hat Ende November
ebenfalls das tarifpolitische Konzept
für die nächste Zeit festgelegt. Die
Gewerkschaft stellt fest, daß aufgrund
der Regierungserklärung des Bundes-
kanzlers keine Veranlassung bestehe,
die als richtig erkannte Tarifpolitik zu
ändern. Der Hauptvorstand hat darum
folgende Konzeption beschlossen:

Die zur Kündigung anstehenden Lohn-
und Gehaltstarifverträge werden frist-
gerecht gekündigt. Für die aufzuslel-
lenden Forderungen wird man sich an 

der wirtschaftlichen Situation der ein-
zelnen Industrien orientieren und nicht
an gesamtwirtschaftlichen Daten. Die
Laufzeiten der neuen Verträge sollen
möglichst auf ein Jahr beschränkt
werden. Auf keinen Fall werde auf
mögliche Arbeitszeitverkürzungen ver-
zichtet. Sogenannte vermögenswirk-
same Leistungen — etwa nach dem
312-Mark-Gesetz — müßten auf jeden
Fall zusätzlich zu den notwendigen
Lohn- und Gehaltsaufbesserungen ver-
einbart werden.

Einige Tarifverträge wurden bereits
zum 31. Dezember gekündigt. Ein Teil
der laufenden Verträge gilt auch noch
für 1966. Der Schwerpunkt der Tarif-
bewegung in der chemischen Industrie
wird darum in der Mitte des kommen-
den Jahres liegen.

Alle Tarifverträge in der papierver-
arbeitenden Industrie zum Jahresende
zu kündigen und eine Lohnforderung
von 12 Prozent hat der Hauptvorstand
der IG Druck und Papier beschlossen.
In den unteren Lohngruppen wird eine
zusätzliche Anhebung um weitere
2 Prozent angestrebt. Ferner verlangt
die Gewerkschaft den Abbau der
Ortsstaffelungen.

In allen Zweigen des Bankgewerbes
sind ebenfalls zum Jahresende die
Tarifverträge für rund 180 000 Ange-
stellte gekündigt worden. Die Gewerk-
schaft Handel, Banken und Versiche-
rungen sowie die DAG haben Gehalts-
erhöhungen zwischen 10 und 12 Pro-
zent verlangt. Weiter fordert die HBV-
Gewerkschaft Urlaubsverlängerungen
von drei bis vier Tagen.

Die Kündigung aller zum Jahresende
auslaufender Tarifverträge hat auch
die Gewerkschaft Holz vollzogen. Es
handelt sich dabei hauptsächlich um
die Beschäftigten in der holzverarbei-
tenden Industrie. So hat die Gewerk-
schaft beispielsweise für die 50 000 ge-
werblichen Arbeitnehmer der Holz-
industrie und des Serienmöbelhand-
werks in Westfalen-Lippe eine Eck-
lohn-Erhöhung um 10 Prozent ge-
fordert.

Zur Zeit führt die Gewerkschaft öf-
fentliche Dienste, Transport und Ver-
kehr für die 900 000 Angestellten des
öffentlichen Dienstes zähe Verhand-
lungen über den sogenannten Bewäh-
rungsaufstieg. Nachdem das letzte Ge-
spräch ergebnislos verlaufen war,
kommen die Tarifparteien am 10. De-
zember zu einer weiteren Verhandlung
zusammen. Die Gewerkschaft fordert, 

den Angestellten nach Ablauf einer
bei den verschiedenen Vergütungs-
gruppen unterschiedlichen Frist den
Aufstieg in die nächsthöhere Gruppe
automatisch zu gewähren, wenn sie
gute Arbeit geleistet haben.

Die IG Bergbau und Energie hat für
die Arbeiter und Angestellten der
Erdölgewinnung zum 31. Dezember
den Manteltarifverlrag gekündigt, um
bessere Arbeitsbedingungen auszu-
handeln.

Eine neue Lohnbewegung ist auch im
nordrhein-westfälischen Steinkohlen-
bergbau zu erwarten, wo die Tarifver-
träge mit dreimonatiger Frist kündbar
sind. Zahlreiche Betriebsräte und Ge-
werkschaftsfunktionäre mehrerer Ruhr-
zechen haben bereits die Tarifkommis-
sion der IG Bergbau aufgefordert, den
Lohntarifvertrag zum nächstmöglichen
Termin zu kündigen. Es wird damit ge-
rechnet, daß die Gewerkschaft diese
Kündigung am Jahresbeginn 1966 aus-
sprechen wird. Der letzte Lohnabschluß
erfolgte im Dezember 1964.

Neben den Bergarbeitern, die vermut-
lich im Frühjahr 1966 in den Lohn-
kampf eintreten werden, ist mit wei-
teren Tarifbewegungen in der Eisen-
und Stahlindustrie, in der metallver-
arbeitenden Industrie Bayerns und in
der Bauwirtschaft zu rechnen. In die-
sen Wirtschaftsbereichen laufen die
Lohn- und Gehaltsverträge zum 31. 3.
1966 aus.

¥

In Anbetracht der im Jahre 1965 un-
gewöhnlich hohen Steigerung der Le-
benshaltungskosten um über 4 Prozent,
angesichts der gleichzeitig gestiege-
nen Unternehmergewinne und der in-
dustriellen Arbeitsproduktivität sowie
infolge der fortdauernden Konjunktur
in nahezu allen wichtigen Wirtschafts-
bereichen sind die gewerkschaftlichen
Forderungen vollauf gerechtfertigt.

Der Lohnstopp-These sollten die
Gewerkschaften mit aller Schärfe
entgegentreten und ihrerseits in
Protestkundgebungen — ähnlich wie
vor zwei Jahren nach dem außer-
ordentlichen DGB-Kongreß in Düs-
seldorf — auf die wirklichen Ur-
sachen der Preissteigerungen auf-
merksam machen. Obgleich es in
den vergangenen Monaten keine
nennenswerten Lohnabschlüsse ge-
geben hat, steigen zur Zeit die
Preise auf breiter Front. Tatsache
ist vielmehr, daß der Staat, der ein
riesiges Haushaltsdefizit ausfüllen
muß, an umfassenden Preissteige-
rungen interessiert ist, weil auf
diese Weise die Einnahmen an Um-
satz- und anderen Steuern steigen.

Die Arbeitnehmer, und insbesondere
natürlich die Gewerkschaften, sollten
sich durch die hinterhältige und irri-
tierende Zweckpropaganda der Unter-
nehmerverbände und ihrer staatlichen
Interessenvertreter nicht bluffen las-
sen. Wer von Jahr zu Jahr mehr pro-
duziert, hat auch das Anrecht auf einen
ständig wachsenden Anteil am Pro-
duktionsergebnis. Ki.
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Tauziehen um Ostpolitik des DGB
Die Gegner von Kontakten konnten sich nicht durchsetzen
Aber Bremsversuche müssen kritisch beobachtet werden

Nach der Reise des OTV-Vorsitzenden Heinz Kluncker in die Tschechoslowakei
scheint im Deutschen Gewerkschaftsbund — was das bisherige Tabu „Ostkon-
lakte" betrifft — eine neue Situation entstanden zu sein, die einerseits durch
vermehrtes Drängen nach weiteren Initiativen, zum andern aber auch durch Un-
schlüssigkeit, Ratlosigkeit und Bremsversuche gekennzeichnet ist. Kaum jemand
in den DGB-Gewerkschaften, auch die mittleren und höheren Funktionäre nicht,
ist zur Zeil in der Lage, die weiteren Absichten des Bundesvorstandes des DGB
zu überschauen. Die sogenannten Ostkontakte der Gewerkschaften sind zumeist
noch Gegenstand widersprüchlichster Spekulationen.

närsorgans „Die Quelle" eine einleuch-
tende Begründung für seine Karlsbader
Initiative gegeben. Kluncker schreibt:
„Die Enthaltsamkeit in den Beziehun-
gen zu Osteuropa hat das Bestreben,
Haß abzubauen und Mißverständnisse
zu beseitigen, wesentlich erschwert.
Ein wirklicher Frieden ist aber nur
möglich, wenn die Bundesrepublik
auch mit ihren östlichen Nachbarn gute
Beziehungen pflegt. Diese Entspan-
nungspolitik, über grundsätzliche Ge-
gensätze hinweg, muß von der gesam-
ten Bevölkerung getragen sein, wenn

Nach der Rückkehr Klunckers aus Kar-
lovy Vary (Karlsbad), wo er einen Aus-
tausch. von Delegationen und gewerk-
schaftlichem Informationsmaterial mit
tschechoslowakischen, polnischen und
sowjetischen Gewerkschaften verein-
bart und selbst Einladungen nach Prag,
Warschau und Moskau angenommen
hatte, zeigte sich der DGB-Bundesvor-
stand dem Gedanken des Sondierens
auch nach Osten hin recht aufgeschlos-
sen. Ende Oktober bestätigte die Pres-
sestelle des DGB-Bundesvorstandes
dessen Absicht, eine Abordnung unter
der Leitung Ludwig Rosenbergs nach
Moskau zu schicken.
Bereits eine Woche danach, am 3. No-
vember, war nur noch von der Entsen-
dung einer Sludienkommission des
DGB die Rede, die auf Osteuropareise
gehen und zunächst prüfen soll, „ob
sachliche Voraussetzungen für Informa-
tionsreisen in Ostblockstaaten über-
haupt bestehen“. Am 12. November be-
richtete die „Welt der Arbeit", daß die
Studienkommission „im Laufe des
nächsten Jahres" nach Moskau reisen
soll.

Uber die Aufgaben der Studienkom-
mission und die Haltung des DGB zur
Frage der Ostbeziehungen schrieb die
Zeitung, die als Sprachrohr des Bundes-
vorstandes fungiert:

„Ehe diese Delegation ihre Arbeit auf-
nimmt, müssen folgende Bedingungen
erfüllt sein: Freiheit in der Gestaltung
des Informationsprogramms; Freizügig-
keit bei der Durchführung dieses Pro-
gramms; eigene Dolmetscher; Finan-
zierung des gesamten Programms durch
den DGB. Die Studienkommission soll
dem Bundesvorstand nach ihrer Rück-
kehr ausführlich Bericht erstatten. Der
künftige Kurs der Gewerkschaften in
ostpolitischen Fragen wird vom Ergeb-
nis dieser ersten Studienreise abhän-
gen. Bis dahin sollen keine offiziellen
Kontakte mit Ostblockgewerkschaf len
hergestellt werden ..
Wer sich nun fragte, was ist mit
Kluncker und seiner OTV? — dem ver-
sicherte die „Welt der Arbeit":

„Ausgenommen von dieser Rege-
lung ist lediglich die Gewerkschaft
ÖTV, die — nach der Teilnahme
ihres Vorsitzenden Heinz Kluncker
an einem gesundheitspolitischen
Kongreß in Karlsbad — Einladun-
gen nach Warschau, Prag und Mos-
kau erhalten und Gegeneinladun-
gen ausgesprochen hat. Den ver-
einbarten Besucheraustausch kann
sie noch abwickeln."

Und dann ist Schluß damit? — Es gibt
jedenfalls genug Leute, die das for-
dern. Wer Ohren hat zu hören, der
weiß, daß die Kluncker-Reise und das
ursprüngliche Vorhaben, Rosenberg
nach Moskau zu schicken, auf die miß-
billigende Haltung sowohl einiger Ge-
werkschaftsführer dm DGB als auch im
Internationalen Bund Freier Gewerk-
schaften, insbesondere aber auf den
Widerstand des SPD-Partei-Vorstandes
gestoßen ist. In der Bundesvorstands-
sitzung des DGB, in der diese Frage
zur Entscheidung stand, hat es stunden-
lange und heftige Debatten über die
weitere Handhabung der „Ostkontak-
te" gegeben.

Obgleich die Regelung, zunächst
eine Studienkommission auf die
Reise zu schicken, ein Kompromiß
und ein Zurückweichen vor den
Attacken der „letzten kalten Krie-
ger" ist, so erfreulich ist anderer-
seits, daß sich jene Gewerkschafts-
strömung durchgesetzt hat, die aus
der ostpolitischen Erstarrung her-
auskommen und sich über die Ge-
werkschaftsarbeit in kommunisti-
schen Ländern aus erster Hand in-
formieren will. Darum ist auch die
mit großer Mehrheit im DGB-Bun-
desvorstand beschlossene Ausnah-
meregelung für die OTV als eine
Bekräftigung dieser Tendenz und
damit als deutliche Absage an die
Bremser zu werten.

Man darf jedoch dabei die Bestrebun-
gen nicht übersehen, alle Ostinitiativen
der Gewerkschaften beim DGB zu ko-
ordinieren, möglicherweise mit dem
Ziel, weitere „Alleingänge" nach dem
Muster der OTV zu verhindern. Wei-
ter wird es notwendig sein, beim DGB
darauf zu drängen, daß die „im Laufe
des nächsten Jahres" geplante Reise
der Studienkommission nicht erst im
Dezember 1966, sondern frühzeitig be-
ginnt, um eine natürliche Entwicklung,
die der Verständigung der Völker und
damit der Friedenssicherung dient,
nicht künstlich zu verzögern.

Der ÖTV-Vorsitzende Heinz Kluncker
hat im Oktober-Heft des DGB-Funktio-

sie dauerhaft, glaubhaft und erfolg-
reich sein soll. Durch Meinungsaus-
tausch können die gesellschaftliche
Struktur eines Landes, die politische
Auffassung seiner Bevölkerung und
ihre kulturellen Eigenarten am besten
studiert und ermittelt werden. Eine
Begegnung mit anderen Gesellschafts-
systemen kann auch eine Bereicherung
der eigenen Erfahrung sein. Sie ist da-
her nicht primär eine Angelegenheit
von Urlaubsreisenden."

Dies ist zugleich auch der Standpunkt
einer großen Zahl von Mitgliedern und
Funktionären der Gewerkschaften, die
schon seit Jahren eine Überprüfung der
DGB-offiziellen Ostpolitik verlangten.

So wie jetzt wieder die Münchener
Bundesjugendkonferenz des DGB for-
derte, die Entsendung von Studien-
delegationen junger Gewerkschafter
in die osteuropäischen Länder zu ge-
statten, sind vor allem und seil Jahren
die Redakteure der Gewerkschaftszei-
tungen in der Bundesrepublik an offi-
ziellen Besuchsreisen in die kommu-
nistischen Länder interessiert, um sich
aus dem Blickwinkel ihres gewerk-
schaftspolitischen Fachwissens über
die Lage der Arbeiter und Angestell-
ten und die Arbeit der Gewerkschaf-
ten in jenen Ländern informieren zu
können.

Es ist bekannt, daß mehrere Gewerk-
schaftsjournalisten in der Bundesrepu-
blik Einladungen der sowjetischen Ge-
werkschaftszeitung „Trud" erhalten
haben. Hatte es zunächst so ausgese-
hen, als könnten sie auch befolgt wer-
den, so lautet die DGB-Order jetzt:
alle Einladungen, ob an Journalisten,
Gewerkschaftsjugendgruppen, oder Ein-
zelgewerkschaften (mit Ausnahme der
OTV) sind abzulehnen bzw. zurückzu-
stellen, bis das Ergebnis der DGB-
Studienkommission vorliegt. Es ist ver-
ständlich, daß sich die Betroffenen ge-
gen diese Art Zentralismus beim DGB
zur Wehr setzen und von einer Stär-
kung der Zentrale, die zum Abbremsen
progressiver Entwicklungen führt,
nichts halten.

Noch eine Ungereimtheit
Besteht die eine große Ungereimtheit
in den ostpolitischen Beschlüssen des
DGB darin, daß z. B. Brenner, Gefeller,
Bruns, Schaltanik und andere zur Zeit
nicht dürfen, was Kluncker darf und
daß eine Kommission erst prüfen soll,

was Kluncker schon weiß (nämlich, ob
man mit kommunistischen Gewerk-
schaftern reden kann), so ist eine
zwei t e große Ungereimtheit die Hal-
tung des DGB zu den DDR-Gewerk-
schaften. Diese spielen nämlich in Ost- 
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deulschland keine grundsätzlich andere
Rolle als die tschechoslowakischen, pol-
nischen, sowjetischen Gewerkschaften
in der Tschechoslowakei, Polen, So-
wjetunion usw.

Sowohl der 'DGB als auch Heinz
Kluncker erklärten, daß die Anbahnung
von Beziehungen zu Gewerkschafts-
organisationen in sozialistischen Län-
dern nicht für die DDR gilt. Sie sagen,
erst müsse der FDGB sich gegen die
Berliner Mauer und den Schießbefehl
an der Grenze zwischen der Bundes-
republik und der DDR aussprechen, be-
vor er als Gesprächspartner in Aus-
sicht genommen werden könne.

Wie wenig diese Begründungen als
glaubhaft anzusehen sind, erklärt
die Tatsache, daß der DGB Gesprä-
che mit dem FDGB auch zu einer
Zeit abgelehnt hat, als Mauer und
Schießbefehl nicht existierten. Es
geht vielmehr um einen offensicht-
lich überholten ideologischen Dog-
matismus, für den sich heute noch
allzu viele Gewerkschaftsfunktio-
näre einspannen lassen, obwohl sein
Befolgen nicht nur der deutschen
Arbeiterbewegung, sondern der
Position des deutschen Volkes
schlechthin unendlichen Schaden zu-
fügt.

Dieser Wertung muß man darum auch
den Mitte November gefaßten Beschluß
des Hauptvorstandes der IG Druck und
Papier zuordnen, der es ablehnte,
einem Auftrag des 7. Gewerkschafts-
lages gemäß, beim DGB für die Kon-
taktaufnahme mit dem FDGB wirksam
zu werden. Gleichzeitig stellte sich der
Hauplvorstand mit Nachdruck hinter
die Absicht des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes, eine Studiendelegation
in die Sowjetunion und andere sozia-
listische Länder Osteuropas zu ent-
senden.
Insgesamt gesehen, um an den Aus-
gangspunkt der Betraditungen zurück-
zukehren, ist die Tatsadie unverkenn-
bar, daß in das oslpolilische Konzept
des DGB und seiner Gewerksdiaflen
eine erfreulidie frische Brise gekom-
men ist. Natürlich geht dabei die posi-
tive Entwicklung nicht von selbst,
nicht gradlinig, nidit ohne Druck und
Gegendruck vor sich. So bedauerlich
es ohne Zweifel ist, daß möglicher-
weise noch viel Zeit vertan wird, um
in der gewerkschaftlichen Ostpolitik
an einen Punkt zu gelangen, an dem
man einfach nicht vorüber kann, so
notwendig ist die Mithilfe jedes ein-
sichtigen Gewerkschafters, um diesen
Zustand zu erreichen. Denn in der Ver-
ständigung mit den Gewerkschaftern —
und über sie mit den Völkern — der
sozialistischen Länder (die DDR mit
einbezogen) liegt zur Zeit der wich-
tigste Dienst, den man der Erhaltung
und Sicherung des Friedens in Europa
leisten kann. Die Gewerksdiaflen als
„Gewissen der Nation" haben dabei —
vom moralischen Standpunkt gesehen
— nicht das Recht, noch mehr Zeit ver-
streichen zu lassen, um den von der
Mehrheit der Mitglieder als richtig
und notwendig erkannten Standpunkt
auch offiziell einzunehmen. -ie-

Notstands-Anschauungsunterricht
Liebeswerben und Zweckpropaganda: Zielscheibe DGB
Gleichzeitig Übungen zur Zerschlagung von Streiks

Von allen Seiten trommeln die Feinde der Gewerkschaften und Anhänger der
Notstandsgesetzgebung auf den DGB und seine Organisationen ein, um ihn von
seiner begründeten Anti-Haltung abzubringen. Bundeskanzler Erhard kündigte
in seiner Regierungserklärung an, der neue Bundestag werde die Notstands-
verfassung „ehestens" verabschieden müssen. Der neue Innenminister Lücke
gibt sich besonders schlau und lud die DGB-Vertreter zu einem Gespräch über die
Notstandsgesetze ein. Gleichzeitig streuen konformistische Tageszeitungen die
Behauptung unters (Gewerkschafts-)Volk, der nächste DGB-Bundeskongreß im
Mai 1966 werde den Beschluß von Hannover, jede zusätzliche Notstandsregelung
abzulehnen, nicht wieder bestätigen.

Hier wird, für alle erkennbar oder
nicht, ein Komplott gegen die demo-
kratische Gesinnung und Handlung der
Gewerkschafter geschmiedet, deren
höchstes Anliegen es ist, mit der Ver-
hinderung der Notstandsgesetzgebung
wesentliche Bestandteile der Demokra-
tie zu retten: die Freizügigkeit der Per-
son, die Meinungs-, Koalitions- und
Streikfreiheit. Es ist ohnehin ungewiß,
ob von der Sozialdemokratischen Par-
tei mit ihrer derzeitigen Führungsspitze
ein ernsthafter Widerstand gegen die
regierungsamlliche Salami-Taktik des
scheibchenweisen Abbaus der demokra-
tischen Rechte des Volkes zu erwarten
ist.

Die Gewerkschaften, zusammen mit
anderen demokratischen Kräften,
die nicht im Parlament vertreten
sind, bilden in dieser Situation den
verläßlichsten „Brückenkopf" und
zugleich aktiven „Stoßtrupp" gegen
die anrennenden Feinde der Ver-
fassung und der demokratischen
Volksrechte, die mit Hilfe der Not-
standsgesetze zu gegebener Zeit
liquidiert werden sollen.

Von diesen, dem Wortschatz der Mili-
tärs entlehnten Vokabeln gleich ein
Abstecher in die militärische Praxis:
der Bundesgrenzschutz gibt dazu den
Anlaß. Denn wie können Gewerkschaf-
ter ruhig b.leiben, wenn sie — wie in
den letzten Wochen in Hessen — beob-
achten mußten, wie Grenzschutzange-
hörige Bürgerkriegsübungen mit un-
übersehbarer antigewerkschaftlicher
Stoßrichtung abhielten.

¥ In Mörfelden wurde die Auflösung
einer Streikdemonstration geübt, und
der Vorsitzende des Innenausschusses
des Bundestages, Schmitt-Vockenhau-
hausen (SPD) gehörte zu den Zuschau-
ern.

¥ Auch im Gebiet von Hanau hat der
Bundesgrenzschutz die Auflösung von
Streikdemonstrationen geübt.

¥ In Raunheim hatten Einheiten des
Grenzschutzes um das Gelände der
Caltex-Raffinerie einen Stacheldraht-
zaun gelegt, um „Saboteure" im Werk
ausfindig zu machen.
All das hat die Arbeitnehmer weit
über die betroffenen Gebiete hinaus in
Aufregung und Empörung versetzt. In
einem Protestbrief an das zuständige
Grenzschutzkommanclo schrieb der
stellvertretende DGB-Vorsitzende von
Hessen, Philipp Pleß: „Unsere Kolle-
gen befürchten, daß es nur der Ver-
abschiedung der geplanten Notstands-

gesetze bedarf, um dann völlig legi-
time Streikbewegungen zu unterdrük-
ken. Sie sehen in den Übungen dafür
eine .Generalprobe'.“
Wenn die Verantwortlichen für diese
„Generalprobe" die Dinge lediglich als
eine „Panne" hinstellen wollen, wie
das jetzt geschieht, die zudem darin be-
stehe, daß die Gewerkschaften vorher
nicht konsultiert wurden, so bestätigt
das nur noch die These von der Gene-
ralprobe für die Notstandsgesetze. Ob
mit oder ohne Wissen des DGB das
Zerschlagen von Streiks geübt wird, ist
im Prinzip gleichgültig.
Auch die Erklärung des Grenzschutz-
Generals Müller und Schmitt-Vocken-
hausens, daß „selbstverständlich" bei
den Übungen davon ausgegangen wur-
de, „subversive Elemente aus der So-
wjetzone" hätten den Streik „von au-
ßen" angezettelt, ändert das Bild nicht.
Wer die nun lange genug vorexerzierte
Praktik des Rufmordes und der Diffa-
mierung kennt, wonach mißliebige Pro-
testaktionen und Äußerungen — gleich
von wem und woher sie kommen —
grundsätzlich „kommunistisch inspi-
riert", von „einer Handvoll Kommu-
nisten angezettelt", zumindest aber
doch „nur Ulbricht nützlich" sind, —
wer also bei diesem Anschauungsunter-
richt nicht „gefehlt" hat, der hat allen
Grund, ganz entschieden den Kampf
gegen die Notstandsgesetze fortzu-
setzen!
Der Bundesvorstand des DGB hat sich
im November abermals gegen die
Zweckpropaganda über ein angeblich
bevorstehendes „Umfallen" der Ge-
werkschaften in der Frage der Not-
standsgesetze gewandt, sie als „wilde
Kombinationen" bezeichnet und sein
Bekenntnis zu dem Anti-Notstandsbe-
schluß von Hannover erneuert. Auch
einige Einzelgewerkschaften haben nach
der Regierungserklärung Erhards auf
die Notwendigkeit hingewiesen, im
Kampf gegen die Realisierung der Not-
standspläne Bonns nicht nachzulassen.
Die jüngsten Ereignisse geben dieser
Einschätzung der Situation den nötigen
Nachdruck. HAL

Mannheimer Gewerkschafter

fordern „klare Ablehnung"

Die Kreisdelegiertenkonferenz Mann-
heim des DGB hat in einem Antrag an
die im Januar 1966 stattfindende DGB-
Landeskonferenz Baden - Württemberg
eine „klare Entscheidung in der Ab-
lehnung der Notstandsgesetze" ge-
fordert.
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Schaftswissenschaftlern aus Universitä-
ten, Hochschulen und Forschungsinsti-
tuten dem ökonomischen Handeln des
Staates nutzbar zu machen. In den ver-
schiedensten wissenschaftlichen Bei-
räten der Ministerien sind über 70 Pro-
fessoren, darunter wiederum zahlreiche
Wirtschaftswissenschaftler, vertreten.
Wie die Erfahrungen zeigen, besieht
jedoch offensichtlich keine ausgespro-
chene „Harmonie" zwischen den Ver-
tretern des kapitalistischen Staates als
Inleressenvertreter der herrschenden
Schichten in der Bundesrepublik und
den Wissenschaftlern, auf die er aber
mehr und mehr angewiesen ist, um
seine umfangreichen wirtschaftlichen
Funktionen ausüben zu können. Gerade
die Diskussionen um die in diesem
Aufsatz angeführten Gutachten bewei-
sen dies.

Mitbestimmung
fördert den Fortschritt

Zweifellos stehen Ergebnisse wissen-
schaftlicher Forschung nicht selten im
Gegensatz zu den Vorstellungen des
monopolkapitalistischen Staates von
heute und den Kräften, die sein Han-
deln weitgehend bestimmen. Sachwis-
sen, wissenschaftliche Objektivität und
das Streben nach Wahrheit, sind in
vielen Fällen dann nicht gefragt und
werden unterdrückt, wenn sie sich ge-
gen die Interessen der Konzerne und
Monopole richten. Das ist allerdings
eine Entwicklung, die mit demokrati-
schen Grundsätzen nichts mehr gemein
hat. Wenn wissenschaftliche Erkennt-
nisse ignoriert oder unterdrückt wer-
den, sobald sie den Interessen eines
kleinen Teiles der Gesellschaft wider-

sprechen, jenem Teil der Gesellschaft,
der den Ausschlag für die staatlichen
Entscheidungen gibt, kann von einer
demokratischen Grundlage des Staates
nicht gesprochen werden.

Die Forderung der Gewerkschaften
nach Ausweitung der Mitbestimmung
bedeutet darum gleichzeitig die Forde-
rung nach der Anerkennung objektiver
wissenschaftlicher Erkenntnisse in be-
zug auf wirtschaftspolitische Probleme
und Praklizierung der sich daraus er-
gebenden Schlußfolgerungen. Eine fort-
schrittliche Wirtschaftspolitik in der
Bundesrepublik wird nicht von den
„Konformisten" begründet; sie wird
vielmehr von jenen Kräften aufgebaut,
die den Mut zur ungeschminkten Wirk-
lichkeitsanalyse und zu neuen Wegen
in der Wirtschaftspolitik haben.

SBFG und WGB müssen zueinander
Auf der Suche nach neuen Wegen — Ein kritisches Referat auf dem WGB-Kongreß

Wir berichteten bereits im November-
Heft der NACHRICHTEN über den
Verlauf des Warschauer Kongresses
des Weltgewerkschaftsbundes (WGB),
speziell unter dem Gesichtspunkt der
für uns in der Bundesrepublik beson-
ders interessierenden Fragen der Zu-
sammenarbeit und der Problematik im
EWG- und EFTA-Raum. Besonders ein-
gehend hat sich mit diesen Problemen,
und auch mit der Gewerkschaftsarbeit
in den sozialistischen Ländern, das
Präsidiumsmitglied des 'Österreichi-
schen Gewerkschaftsbundes (OGB) Otto
Horn befaßt. (Siehe auch das Interview
in dieser Ausgabe.) Der Österreichi-

sche Gewerkschaftsbund ist Mitglied
des Internationalen Bundes Freier Ge-
werkschaften, dem auch der Deutsche
Gewerkschaflsbund angehört. Im OGB
gibt es drei Fraktionen — die sozial-
demokratische, die kommunistische und
die christliche. Horn ist Vorsitzender
der (kommunistisdien) „Fraktion der
Gewerkschaftlichen Einheit", wie sie
sich nennt. Diese Gruppe hat auch nach
der Abspaltung der späteren IBFG-Ge-
werkschaflen im Jahre 1948 vom WGB
ihre Beziehung zum Weltgewerkschafts-
bund nicht aufgegeben. Ihre Anhänger
bekleiden im OGB, ebenso wie die Mit-

glieder der beiden anderen Fraktionen,
führende Funktionen.

Die Rede Horns in Warschau, die wir
im folgenden wiedergeben, scheint uns,
stellvertretend für andere, typisch für
die Ernsthaftigkeit des Suchens nach
neuen Wegen zur Einheit der inter-
nationalen Gewerkschaftsbewegung zu
sein, das den VI. WGB-Kongreß kenn-
zeichnete. Zugleich dürfte das Studium
dieser Rede den Leser in die Lage ver-
setzen, zu beurteilen, ob auf „kommu-
nistischen" Gewerkschaftskongressen —
•wie es so gern kolportiert wird — wirk-
lich keine „echte Diskussion" mög-
lich ist.

Die Bedingungen des Kampfes der Arbeiterklasse in den
verschiedenen Teilen der Welt sind sehr unterschiedlich.
In der schon vor dem Kongreß durchgeführten Diskussion
zu den vorgelegten Thesen als auch in der auf diesem Kon-
greß geführten Debatte zur Geschäftsordnung hat diese Ver-
schiedenheit der Kampfbedingungen ihren Ausdruck gefun-
den. Die wesentliche Ursache scheint in der überaus wider-
spruchsvollen Entwicklung zu liegen, die wir in einem noch
nie dagewesenen Ausmaß seit 1945, aber vor allem auch
seit dem 5. Weltkongreß im Jahre 1961 mitgemacht haben
und weiterhin mitmachen. Wir reden von einer Stärkung
des Lagers des Friedens, also der Kräfte, die bestrebt sind,
einen 3. Weltkrieg, der ein Krieg der Vernichtung des
Lebens auf dieser Erde sein würde, sehen aber gleichzeitig,
daß wir in diesen zwanzig Jahren seit 1945 noch nie so
nahe am Rande eines solchen Vernichtungskrieges gestan-
den haben wie gerade jetzt. Die Zahl und das Ausmaß der
schon offen aufgetretenen Konflikte ist größer geworden,
immer neue Konflikte kündigen sich an.

Der Zerfall des Kolonialsystems hat nicht die insbesondere
vom sozialistischen Teil der Arbeiterbewegung oftmals
vorausgesagte Katastrophe für die kapitalistischen Mutter-
länder mit sich gebracht. Im Gegenteil. Neue Perspektiven
haben sich für diese kapitalistischen Länder, für den Kapi-
talismus als ein noch immer in großen Teilen der Welt
bestehendes System eröffnet. Und der Kapitalismus ist
nicht an diesen seinen inneren Widersprüchen zugrunde
gegangen, er hat sich als sehr lebensfähig erwiesen und
beweist dies immer wieder von neuem.
Angesichts solcher Feststellungen, die in einem Diskus-
sionsbeitrag nur sehr allgemein festgehalten werden kön-
nen, scheint es richtig, wenn den Thesen, die dem Kongreß 

vorgelegl wurden, ein gewisser Schematismus in der Her-
ausarbeitung einer Analyse der gegenwärtigen Situation
vorgeworfen wird. Kann so ohne weiteres von der gesam-
ten Gewerkschaftsbewegung eine Feststellung wie: „Die
wichtigste Tatsache ist die Verschärfung aller Widersprüche
des Kapitalismus auf Grund der Entwicklung seiner allge-
meinen Krise" akzeptiert werden? Niemand, der eine ernst-
hafte Prüfung der Entwicklungstendenzen im Kapitalismus
anstellt, bestreitet diese Entwicklung zur allgemeinen Krise
des Kapitalismus. Aber wie stellt sich den Massen der Ar-
beiter und Angestellten diese allgemeine Krise des Kapi-
talismus in den Ländern einer nun schon viele Jahre
bestehenden Konjunktur, einer ununterbrochenen Voll-
beschäftigung, mehr noch, eines Mangels an Arbeitskräften,
dar? Können wir in solchen Ländern mit derartigen all-
gemeinen Feststellungen überhaupt etwas anfangen? Kann
sie aber andererseits für alle Länder von vornherein als
unzulänglich und inhaltslos bezeichnet werden, ja, darf sie
als prinzipiell unrichtig zurückgewiesen werden?
Eine andere Stelle der Thesen nimmt zur Frage der Planung
im Kapitalismus Stellung. Es wird dort festgestellt, daß die
Versuche einer solchen Planung ständig mit den Gesetzen
des Kapitalismus in Widerspruch geraten und daß sie nur
den Monopolen dienen, weil die Mittel des Staates in den
Dienst dieser Monopole gestellt werden. Kann diese These
Allgemeingültigkeil beanspruchen? Hängt das Problem der
Planung, auch im Kapitalismus, und die Haltung der Arbei-
terklasse und ihrer Organisationen dazu nicht vielmehr von
dem Grad der Stellung ab, die sich die Arbeiterbewegung
in einem kapitalistischen Land erkämpfen konnte?
Kollege Warnke hat einige Bemerkungen über das Problem
der Mitbestimmung gemacht, um die die Arbeiterschaft in 
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einer Reihe kapitalistischer Länder, so auch in Österreich,
unmittelbar kämpft. Die Redezeit erlaubt es mir nicht, auf
den ganzen Umfang dieses Problems, mit dem wir uns in
Österreich schon sehr eingehend auseinandergesetzt haben,
einzugehen. Aber eines steht jedenfalls fest: Die Durchset-
zung einer wirklichen Mitbestimmung der Arbeiterklasse
in wirtschaftlichen Fragen, von der Basis bis zur Spitze, ist
ein Element harter Klassenauseinandersetzung, verändert
die Situation zugunsten der Arbeiterklasse, schafft neue
Ausgangspunkte im Kampf für die Überwindung der kapi-
talistischen Ausbeutung, ist eine wesentliche Etappe auf
dem friedlichen Weg zum Sozialismus. Uns muß bewußt
sein, daß diese Mitbestimmung nicht das Ergebnis einer
Politik der Klassenzusammenarbeit oder — wie es bei uns
heißt — der Sozialpartnerschaft sein kann, sondern ein
Teilergebnis auf einem friedlichen Weg zum Sozialismus,
ein Weg, der — weil friedlich — deshalb kein kampfloser
Weg zum Sozialismus ist.
Diese beiden Beispiele aus den Thesen zeigen die ganze
Problematik von Versuchen, die Verschiedenheit und die
Widersprüchlichkeit der Entwicklung in allgemein formu-
lierte Feststellungen einzufangen. Dabei konnte ich nur auf
zwei für kapitalistische Länder sichtlich wesentliche Bei-
spiele hinweisen.
Es ist unserer Meinung nach in der heutigen Zeit und bei
der gegenwärtigen Lage ganz ausgeschlossen, Ziele und
Aufgaben der Gewerkschaftsbewegung in allen Zonen und
Ländern und für alle Zonen und Länder so darzustellen, daß
sie allgemeine Gültigkeit haben und von allen vorbehaltlos
unterschrieben werden können. Diese Erkenntnis zwingt
uns, daß wir uns mit allen die Arbeiterklasse und ihre Ge-
werkschaften betreffenden Fragen und Probleme regional
auseinandersetzen, um die wirksamsten Methoden des
Kampfes zu finden, wobei Übereinstimmung und Zusam-
menhang der Kämpfe in einem Teil der Welt mit den Zielen
und Aufgaben in anderen Teilen der Erde nicht verloren-
gehen darf. In diesem Sinne besieht eine Universalität des
Kampfes, eine weltumspannende Gemeinsamkeit der Arbei-
terbewegung.

Diese Feststellung zwingt aber auch zu erkennen, daß ein
internationales Gewerkschaftszentrum in der heutigen Zeit
kein Generalslab eines alle Kontinente und Länder umfas-
tenden Kampfes sein kann, sondern dieses Zentrum die
Aufgabe hat, ein Organ der allgemeinen Orientierung zu
sein, sich damit zu begnügen, daß diese Orientierung zu
einem Leitfaden der Arbeit und des Kampfes in jedem Land
wird, angepaßt den Bedingungen des jeweiligen Landes und
den Erfordernissen seiner Arbeiterklasse.

Diese Erkenntnis zwingt uns aber auch, bestimmte Schluß-
folgerungen zu ziehen, die in den grundsätzlichen Bestim-
mungen über Ziel und Aufgaben des WGB aber auch in sei-
ner organisatorischen Struktur Ausdruck finden müssen.
Dabei geht es in keiner Weise, wie es manchmal dargestellt
wird, um eine organisatorische Zerreißung des WGB, es
geht auch nicht um Fragen der Ideologie oder einer Ent-
ideologisierung, sondern einzig und allein darum, wie aus
dem sehr machtvollen internationalen Gewerkschaftszen-
trum, das unser WGB dar stellt, ein noch wirksameres In-
strument der Entfaltung des Klassenkampfes und der Orga-
nisierung der Arbeiterklasse in diesem Kampf gemacht
werden kann.

Gestalten Sie, daß ich in diesem Zusammenhang auch einige
Worte zu einem Problem sage, das nur im WGB eine
Rolle spielt. Das ist das Problem der Rolle der Gewerk-
schaften in den sozialistischen Ländern. Sie werden viel-
leicht fragen, wieso ich, aus einem kapitalistischen Land
kommend, dazu spreche. Nicht nur deshalb, weil Österreich
an drei sozialistische Länder grenzt, seine Hauptstadt nur
40 bis GO km von zwei dieser Grenzen entfernt ist; auch
nicht nur deshalb, weil der österreichische Gewerkschafts-
bund, der dem IBFG angehörl, zu den Gewerkschaften der
sozialistischen Länder gute Beziehungen unterhält, sondern
deshalb, weil die Problematik der Gewerkschaften in den
sozialistischen Ländern von größter Bedeutung für die Ar-
beiter- und Gewerkschaftsbewegung in den kapitalistischen
Ländern ist. Der österreichische Gewerkschaftsbund ist die 

einzige und einheitliche Gewerkschaftsorganisation der Ar-
beiter und Angestellten Österreichs, in der, obwohl er dem
IBFG angehört, die Gewerkschafter, die sich zum WGB be-
kennen, auch führende Positionen einnehmen und Funk-
tionen ausüben.

Niemand, wenn er gewillt ist, auch nur objektiv zu urtei-
len, bestreitet, daß es neue Erfolge in den sozialistischen
Ländern beim Aufbau der Wirtschaft und in den gesell-
schaftlichen Veränderungen gibt. Aber gibt es nicht auch
und gar nicht unwesentliche Schwierigkeiten? Sie werden
doch von den Ländern selbst gar nicht verschwiegen. Aber
es geht um mehr als nur um diese Schwierigkeiten. Es geht
um die Rolle, die die Gewerkschaften in diesen Ländern
spielen, es gehl um ihre Rolle, die sie bei diesem gewal-
tigen Prozeß der Neugestaltung der Wirtschaft und Gesell-
schaft in ihren Ländern einnehmen.

Sie, die Gewerkschaften in diesen Ländern, sind die Reprä-
sentanten der gesamten Arbeiterklasse ihrer Länder, jener
Klasse, die die anderen Klassen entmachtet hat und nun-
mehr alleinverantwortlich ist für den Neuaufbau. Wir in
den kapitalistischen Ländern kämpfen für mehr Recht der
Arbeiterklasse, für Demokratie, für Mitbestimmung in Wirt-
schaft und Gesellschaft. Wir sagen den Arbeitern, daß aber
die Vollendung dieser Ziele und Ansprüche nur in der um-
wälzenden Veränderung der Wirtschaft und Gesellschail
möglich ist. Um so wichtiger ist es daher für uns, den Arbei-
tern zu beweisen, daß diese Behauptung richtig ist.
Es geht darum, welche Rolle spielen diese Gewerkschaften
in den sozialistischen Ländern in der Entwicklung der Demo-
kratie. Das ist die Schlüsselfrage. Deren Beantwortung
wird viel mehr als jede materielle Überlegenheit im Lebens-
standard und im sozialen Recht die Überlegenheit des Sozia-
lismus über den Kapitalismus beweisen. Das Ausmaß der
Freiheit des einzelnen innerhalb der organisierten Gemein-
schaft wird zum Prüfstein der Überlegenheit des Sozialis-
mus werden. Die Lösung wird meiner Meinung nach nur
gefunden werden können, wenn die Gewerkschaften in den
sozialistischen Ländern als selbständige und unabhängige
Organisationen der Arbeiterklasse nach innen und außen
wirken.
Die Demokratie im Sozialismus ist die Lösung eines Pro-
blems, das im Kapitalismus unlösbar ist, nämlich die Syn-
these zu finden zwischen maximalster persönlicher Freiheit
innerhalb der gesellschaftlich notwendigen Verpflichtungen.
Und dieses Problem einer echten Demokratie in einer klas-
senlosen und organisierten Gesellschaft zu lösen, sind die
Gewerkschaften als Organisationen der Arbeiterklasse in
den sozialistischen Ländern berufen ...
Glauben Sie mir, das Problem der Rolle der Gewerkschaften
in den Ländern des Sozialismus ist von größter Bedeutung
für uns als Gewerkschafter in den kapitalistischen Ländern,
die wir uns zum WGB bekennen. Deshalb, glauben wir,
müßte sich der WGB in seinen Beratungen auch kritisch mit
den Problemen der Gewerkschaften in den sozialistischen
Ländern auseinandersetzen. Dazu genügen aber die in den
Thesen zu diesen Problemen gemachten Feststellungen
nicht. Uns scheint eine viel eindeutigere Formulierung not-
wendig zu sein, die, von der Rolle der Gewerkschaften in
den sozialistischen Ländern als unabhängige und selbstän-
dige Organisation der gesamten Arbeiterklasse ausgehend,
aufzeigl, welche Aufgaben den Gewerkschaften in diesen
Ländern unter den Bedingungen des Aufbaus einer sozia-
listischen Gesellschaft zukommen.
Und nun zur Frage der Einheit. Wir dürfen nicht nur vom
Bestehen einiger internationaler Gewerkschaftszentren, wie
WGB, IBFG, christliche Gewerkschaftsinternalionale aus-
gehen. Abgesehen davon, daß es große Landeszentralen gibt,
die keinem internationalen Zentrum angeschlossen sind, so
ergibt sich aus der Gemeinsamkeit von Aufgaben und des
Kampfes die Notwendigkeit regionaler Zusammenschlüsse
und Verbindungen.
Wenn wir uns die Verhältnisse in Europa ansehen, so müs-
sen wir ieslstellen, daß mit Ausnahme in Italien und Frank-
reich, wo die dem WGB angeschlossenen Gewerkschafts-
zentralen führend sind, in allen übrigen kapitalistischen
Ländern Europas die Gewerkschaften des IBFG dominieren.
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